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Sachgebiet 2032 


Vorblatt 


Entwurf eines Ersten Gesetzes 
über die Erhöhung von Dienst- und Versorgungs- 
bezügen in Bund und Ländern 

(Erstes Bundesbesoldungserhöhungsgesetz) 


A. Zielsetzung 

Anpassung der Dienst- und Versorgungsbezüge für die Beam- 
ten, Richter, Soldaten und Versorgungsempfänger des Bundes, 
der Länder sowie der Gemeinden an die Entwicklung der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse. 


B. Lösung 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1972 werden die Bezüge um 
linear 4 v. H. und einen zusätzlichen Sockelbetrag von 30 DM 
erhöht. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Für den Bereich des Bundes (ohne Bundesbahn und Bundes- 
post) werden für das Jahr 1972 Mehrkosten von rund 695 Mil- 
lionen DM entstehen. Neben der Deutschen Bundesbahn und 
der Deutschen Bundespost werden auch die Länder, die Ge- 
meinden und die Sozialversicherungsträger mit Mehrkosten 
belastet werden. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. Februar 1972 

1/4 (1/3) — 225 00 — Bu 44/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Ersten Gesetzes über die Er- 
höhung von Dienst- und Versorgungsbezügen 
in Bund und Ländern 

(Erstes Bundesbesoldungserhöhungsgesetz) 

mit Begründung (Anlage A). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat, dem die Vorlage am 24. Januar 1972 als be- 
sonders eilbedürftig zugeleitet wurde, hat in seiner 376. Sitzung 
am 9. Februar 1972 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage B er- 
sichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage C) dargelegt. 


Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. {0 22 29} 6 35 51 
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Anlage A 


Entwurf eines Ersten Gesetzes 

über die Erhöhung von Dienst- und Versorgungsbezügen in 

Bund und Ländern 

(Erstes Bundesbesoldungserhöhungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

An die Stelle der Grundgehaltssätze in der An- 
lage I des Bundesbesoldungsgesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 5. August 1971 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1281) treten die Grundgehaltssätze 
in der Anlage 1 dieses Gesetzes. 

§ 2 

(1) Im Geltungsbereich des § 49 des Bundesbesol- 
dungsgesetzes werden die nachfolgenden Grund- 
gehaltssätze (Gehaltssätze) um vier vom Hundert 
erhöht: 

1. in den Besoldungsgruppen 8 und höher der Be- 
soldungsordnungen B, 

2. in den Besoldungsordnungen und Besoldungs- 
gruppen für Hochschullehrer (einschließlich der 
Höchstbeträge für Sondergrundgehälter und Zu- 
schüsse zum Grundgehalt sowie der festgesetzten 
Sondergrundgehälter und Zuschüsse), 

3. in Zwischenbesoldungsgruppen der Besoldungs- 
ordnungen; Ämter, die mit dem Zusatz „nach 
Maßgabe des Haushalts", „nur in den von der 
zuständigen Behörde bestimmten Stellen" oder 
unter ähnlich generalisierender Kennzeichnung 
in Zwischenbesoldungsgruppen ausgebracht sind, 
nehmen an dieser Erhöhung nicht teil. 

(2) übersteigen in Fällen des Artikels I § 4 Abs. 4 
des Zweiten Besoldungsneuregelungsgesetzes vom 
14. Mai 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 365) Grundge- 
haltssätze am Tage vor Inkrafttreten dieses Geset- 
zes die entsprechenden Sätze der Anlage I des Bun- 
desbesoldungsgesetzes, so werden sie um zweizwei- 
drittel vom Hundert oder, sofern sich höhere Be- 
träge ergeben, auf die Beträge in der Anlage 1 die- 
ses Gesetzes erhöht. 

(3) Soweit in landesrechtlichen Vorschriften be- 
sondere Grundgehaltssätze (Gehaltssätze, einheit- 
liche Gehaltssätze für die Wahrnehmung mehrerer 
Ämter) festgelegt sind, werden diese um den in Ab- 
satz 1 genannten Vomhundertsatz erhöht. Dies gilt 
auch für Regelungen über Rahmensätze, Höchstbe- 
träge und Mittelbeträge oder entsprechende Begren- 
zungen sowie für die auf Grund dieser Regelungen 
festgesetzten Grundgehaltssätze (Gehaltssätze). 


(4) Soweit die bisherigen Sätze mit Beträgen in 
Besoldungsgruppen der Bundesbesoldungsordnun- 
gen A und B übereinstimmen, gelten die Sätze nach 
der Anlage 1 dieses Gesetzes. Im übrigen werden 
die Grundgehaltssätze (Gehaltssätze) in den Besol- 
dungsgruppen mit Festgehältern mit auf volle Pfen- 
nige aufgerundeten Beträgen festgesetzt. Grundge- 
haltssätze (Gehaltssätze) in Zwischenbesoldungs- 
gruppen und anderen Besoldungsgruppen mit auf- 
steigenden Gehältern werden in der Weise festge- 
setzt, daß das Endgrundgehalt auf volle Pfennigbe- 
träge aufgerundet wird und die übrigen Grundge- 
haltssätze durch den Abzug einer einheitlichen 
Dienstalterszulage ermittelt werden, die um den in 
Abs. 1 genannten Vomhundertsatz erhöht und auf 
volle Pfennigbeträge abgerundet worden ist. 

§ 3 

(1) Die Gehaltssätze einschließlich der ruhegehalt- 
fähigen Zulagen im Gesetz über die Amtsbezüge der 
Richter und Staatsanwälte des Landes Hessen vom 

4. März 1970 (GVB1. I S. 201) in der Fassung des 
Ersten Hessischen Gesetzes zur Anpassung an das 
Erste Gesetz zur Vereinheitlichung und Neuregelung 
des Besoldungsrechts in Bund und Ländern vom 
24. Mai 1971 (GVB1. I S. 113) werden um den in § 2 
Abs. 1 genannten Vomhundertsatz erhöht. 

(2) § 2 Abs. 4 gilt entsprechend. 


§ 4 

(1) Bei Versorgungsempfängern, deren Versor- 
gungsbezügen ein Grundgehalt der Besoldungsord- 
nungen des Bundesbesoldungsgesetzes zugrunde 
liegt, treten an die Stelle der Sätze der Grundgehäl- 
ter in der Anlage I des Bundesbesoldungsgesetzes 
die Sätze in der Anlage 1 dieses Gesetzes. 

(2) Bei Versorgungsempfängern, deren Versor- 
gungsbezügen ein Grundgehalt (Gehalt) nach lan- 
desrechtlichen Regelungen im Sinne des § 2 oder 
§ 3 zugrunde liegt, treten an die Stelle der bisheri- 
gen Grundgehaltssätze (Gehaltssätze) die nach § 2 
oder § 3 erhöhten Sätze. 

(3) Bei Versorgungsempfängern, deren Versor- 
gungsbezügen ein Grundgehalt (Gehalt) nach einer 
früheren Besoldungsregelung zugrunde liegt, wer- 
den die Grundgehaltssätze (Gehaltssätze) um den in 
§ 2 Abs. 1 genannten Vomhundertsatz erhöht. 
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(4) Bei Versorgungsempfängern, deren Versor- 
gungsbezügen eine Grundvergütung sowie ein Orts- 
zuschlag nach dem Bundesbesoldungsgesetz zu- 
grunde liegen, wird die Grundvergütung um den 
in § 2 Abs. 1 genannten Vomhundertsatz erhöht. 

(5) Versorgungsbezüge, deren Berechnung ein 
Ortszuschlag nach dem Bundesbesoldungsgesetz 
nicht zugrunde liegt, und Versorgungsbezüge, die in 
festen Beträgen festgesetzt sind, werden um sechs 
vom Hundert erhöht. 

§ 5 

(1) An die Stelle der Sätze des Ortszuschlages in 
der Anlage II des Bundesbesoldungsgesetzes treten 
die Sätze in der Anlage 2 dieses Gesetzes. 

(2) Absatz 1 gilt für die Sätze des Ortszuschlages 
in der Anlage II des in § 3 Abs. 1 genannten Ge- 
setzes entsprechend. 

(3) In § 12 Abs. 2 Satz 2 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes werden die Worte „einhundertachtund- 
achtzig" und „einhundertzweiundsiebzig" ersetzt 
durch die Worte „zweihundertdreiundzwanzig" und 
„ zweihundertsechs" . 

§6 

An die Stelle der Sätze der Auslandszulage in der 
Anlage III des Bundesbesoldungsgesetzes treten die 
Sätze in der Anlage 3 dieses Gesetzes. 


§7 

(1) In §§ 41 und 51 Abs. 3 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes werden die Worte „oder Hamburg" gestri- 
chen; in § 51 Abs. 3 werden die Worte „diesen 
Städten" durch die Worte „dieser Stadt" ersetzt. 

(2) übergangsweise wird der örtliche Sonderzu- 
schlag für Hamburg entsprechend §§ 41 und 51 
Abs. 3 des Bundesbesoldungsgesetzes mit der Maß- 
gabe weitergewährt, daß allgemeine Erhöhungen 
der Grundgehälter in der Zeit vom 1. Januar 1972 
bis zum 31. Dezember 1974 nicht zu einer Erhöhung 
des örtlichen Sonderzuschlages führen. 

(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
den stufenweisen Abbau des örtlichen Sonderzu- 
schlages für Hamburg ab 1. Januar 1975 zu regeln. 

§8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§9 

! Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
i 1972 in Kraft. 
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Anlage 1 


Grundgehaltssätze in der Anlage I des Bundesbesoldungsgesetzes 


Besol- 

dungs- 

Ortszuschlag 

Tarifklasse 

! 

! i 



Dienstaltersstufe 



gruppe | 

2 

! 3 

1 4 

1 5 

i 6 

1 7 

Besoldungsordnung A 








1 


478,80 

500,38 

521,96 

543,54 

565,12 

586,70 

608,28 

2 


517,31 

538,89 

560,47 

582,05 

603,63 

625,21 

646,79 

3 


566,42 

589,22 

612,02 

634,82 

657,62 

680,42 

703,22 

4 

II 

594,47 

620,83 

647,19 

673,55 

699,91 

726,27 

752,63 

5 

621,44 

651,48 

681,52 

711,56 

741,60 

771,64 

801,68 

6 


668,00 

699,15 

730,30 

761,45 

792,60 

823,75 

854,90 

7 


735,56 

766,71 

797,86 

829,01 

860,16 

891,31 

922,46 

8 


778,55 

816,93 

855,31 

893,69 

932,07 

970,45 

1008,83 

9 


893,66 

933,27 

972,88 

1012,49 

1052,10 

1091,71 

1131,32 

10 

Ic 

997,48 

1046,66 

1095,84 

1145,02 

1194,20 

1243,38 

1292,56 

11 

1162,01 

1212,41 

1262,81 

1313,21 

1363,61 

1414,01 

1464,41 

12 


1265,62 

1325,71 

1385,80 

1445,89 

1505,98 

1566,07 

1626,16 

13 


1434,16 

1499,03 

1563,90 

1628,77 

1693,64 

1758,51 

1823,38 

14 

15 

Ib 

1476,01 

1560,13 

1644,25 

1728,37 

1812,49 

1896,61 

1980,73 

1664,50 

1756,96 

1849,42 

1941,88 

2034,34 

2126,80 

2219,26 

16 


1850,07 

1957,00 

2063,93 

2170,86 

2277,79 

2384,72 

2491,65 


Besoldungsordnung B 


1 

2 


3 

4 

5 

6 

7 

8 
9 

10 

11 


Ib 


Ta 


2958,94 

3509,34 


3671,58 

3915,62 

4195,60 

4459,99 

4717,16 

4985,24 

5318,08 

6351,65 

6934,54 
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Anlage 1 


Dienstaltersstufe 


8 

9 

1 io 

11 

; 12 

629,86 

651,44 




668,37 

689,95 

711,53 



726,02 

748,82 

771,62 



778,99 

805,35 

831,71 



831,72 

861,76 

891,80 



886,05 

917,20 

948,35 

979,50 


953,61 

984,76 

1015,91 

1047,06 

1078,21 

1047,21 

1085,59 

1123,97 

1162,35 

1200,73 

1170,93 

1210,54 

1250,15 

1289,76 

1329,37 

1341,74 

1390,92 

1440,10 

1489,28 

1538,46 

1514,81 

1565,21 

1615,61 

1666,01 

1716,41 

1686,25 

1746,34 

1806,43 

1866,52 

1926,61 

1888,25 

1953,12 

2017,99 

2082,86 

2147,73 

2064,85 

2148,97 

2233,09 

2317,21 

2401,33 

2311,72 

2404,18 

2496,64 

2589,10 

2681,56 

2598,58 

2705,51 

2812,44 

2919,37 

3026,30 


Dienstalters- 

13 ; 14 ! 15 1 zulage 


21,58 

21,58 

22,80 

26,36 

30,04 

31,15 


1109,36 



31,15 

1239,11 



38,38 

1368,98 



39,61 

1587,64 



49,18 

1766,81 

1817,21 


50,40 

1986,70 

2046,79 


60,09 

2212,60 

2277,47 


64,87 

2485,45 

2569,57 


84,12 

2774,02 

2866,48 

2958,94 

92,46 

3133,23 

3240,16 

3347,09 

106,93 


5 



Drucksache VI/ 3169 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 2 


Ortszuschlag 







Stufe 3 
(bei einem 

Tarif- 

klasse 

Zu der Tarifklasse n 

gehörende Masse 

Besoldungsgruppen 

Stufe 1 

Stufe 2 

kinder- 

zuschlags- 

berechtigten 

Kind) 




Monatsbeträge in 

DM 

j _ 

1 1 a 

B 3 bis B 11 

S 

418,00 

503,00 

547,50 

! 


A 

394,50 

477,00 

521,50 

I b 

B 1 und B 2, 

S 

347,00 

431,50 

476,00 

A 13 bis A lü 

A 

i 329,00 

408,00 

452,50 



S 

304,50 

377,50 

422,00 

1 Ic 

I 

A9bis A 12 

A 

237,00 

367,00 

411,50 

1 


! S 

281,50 

355,50 

400,00 

i ii 

A 1 bis A8 

i 



i 


A 

274,50 

344,50 

389,00 

Bei mehr 

als einem kinderzuschlagsberechtigten Kind 

erhöht sich der Orts- 

Zuschlag für jedes weitere zu 

berücksichtigende Kind, und zwar 


für das zweite bis zum 

fünften Kind 

um 

je 52,00 DM, 

für das sechste und die 

weiteren Kinder 

um 

je 64,50 DM. 
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Anlage 3 


Auslandszulage (§ 25) 


Besoldungs- 

gruppe 

Zone 

i i 

II 1 

III 

! iv 

1 V 1 

VI 1 

VII 

I VIII i 

IX | 

X 

| Monatsbeträge in DM 

A 1 bis A 4 

535 

590 

645 

760 

815 

870 

980 

1095 

1205 

1320 

A 5/A 6 

580 

645 

705 

825 

890 

950 

1065 

1185 

1300 

1410 

A 7/A 8 

635 

700 

770 

895 

960 

1030 

1155 

1275 

1385 

1495 

A 9 

700 

775 

845 

975 

1050 

1120 

1255 

1385 

1495 

1610 

A 10 

770 

845 

925 

1060 

1140 

1215 

1365 

1495 

1610 

1725 

A 11 

835 

920 

1000 

1145 

1230 

1315 

1470 

1610 

1725 

1835 

A 12 

905 

990 

1085 

1230 

1320 

1410 

1580 

1725 

1835 

1950 

A 13 

970 

1065 

1165 

1315 

1410 

1505 

1685 

1835 

1950 

2060 

A 14 

1040 

1140 

1240 

1400 

1495 

1600 

1795 

1950 

2060 

2170 

A 15 

1105 

1210 

1320 

1480 

1590 

1695 

1895 

2060 

2170 

2285 

A 16 bis B 4 

1175 

1285 

1400 

1565 

1680 

1795 

2005 

2170 

2285 

2395 

B 5 bis B 7 

1240 

1355 

1475 

1650 

1765 

1885 

2110 

2285 

2395 

2510 

B 8 und höher 

1310 

1435 

1555 

1735 

1860 

1980 

2220 

2395 

2510 

2620 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Die Dienst- und Versorgungsbezüge sind zuletzt 
durch das Erste Gesetz zur Vereinheitlichung und 
Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und Län- 
dern (1. BesVNG) vom 18. März 1971 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 208) erhöht worden. Die Grundgehälter 
und Ortszuschläge wurden um sieben vom Hundert 
erhöht, die Sätze des Ortszuschlages wurden um 
einen einheitlichen zusätzlichen Sockelbetrag von 
27 DM angehoben. Außerdem sah das Gesetz be- 
sondere strukturelle Maßnahmen vor. Ein wesent- 
licher Teil dieser Maßnahmen war als Vorausset- 
zung für eine Vereinheitlichung und Neuregelung 
der Besoldung unerläßlich. 

Im Hinblick auf die seit dem Inkrafttreten des 
1. BesVNG eingetretene Entwicklung der allgemei- 
nen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse 
(vgl. § 60 BBesG) sieht der vorliegende Gesetzent- 
wurf eine Erhöhung der Dienst- und Versorgungs- 
bezüge ab 1. Januar 1972 vor. Er erstreckt sich nicht 
nur auf die Dienst- und Versorgungsbezüge im 
Bund, sondern entsprechend der neuen konkurrie- 
renden Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes 
nach Artikel 74 a GG auch auf die in den Ländern. 
Die Überschrift des Gesetzes weist auf diesen neuen 
Geltungsbereich hin. 

Die Erhöhung soll sich auf die Grundgehälter und 
die Ortszuschläge erstrecken. Dagegen sollen Zu- 
lagen, mit Ausnahme der im Gesetz über die Amts- 
bezüge der Richter und Staatsanwälte des Landes 
Hessen vorgesehenen Zulagen, nicht erhöht werden. 
Maßgebend hierfür ist die noch nicht abgeschlossene 
Harmonisierung der Zulagen in Bund und Ländern. 
So z. B. werden gegenwärtig die gleichen Zulagen 
zum Teil als Amtszulagen und zum Teil als Stellen- 
zulagen gewährt. Ein Teil der Zulagen in den Län- 
dern übersteigt die Höchstbeträge nach § 17 Abs. 1 
Nr. 2 Satz 2 des 1. BesVNG. Andere Zulagen sind 
nach § 17 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 Halbsatz 2 des 
1. BesVNG festgeschrieben. Es würde dem Sinn der 
Regelungen im 1. BesVNG widersprechen, wenn 
alle Zulagen ohne Rücksicht auf ihre Höhe und ihre 
Entstehung, wobei zum Teil gegen Vorschriften 
des Bundes verstoßen wurde, in die Besoldungs- 
erhöhung einbezogen würden. Im Hinblick auf die 
Abgrenzungsschwierigkeiten bei den Zulagen, die in 
der jetzigen noch nicht abgeschlossenen Anpas- 
sungsphase bestehen, sollte daher von einer Erhö- 
hung der Zulagen grundsätzlich abgesehen werden. 
Etwaige dadurch entstehende Härten halten sich 
in Grenzen und erscheinen für die gegenwärtige 
Übergangszeit vertretbar. 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates 
(Artikel 74 a Abs. 2 GG). 


II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Die Grundgehälter der Beamten, Richter und Sol- 
daten, die in den Besoldungsordnungen A und B 
des Bundesbesoldungsgesetzes geregelt sind, sollen 
ab 1. Januar 1972 um vier v. H. erhöht werden. Die 
hiernach maßgebenden neuen Grundgehaltssätze er- 
geben sich aus der Anlage 1 des Gesetzentwurfs. 

Die in der Anlage 1 ausgewiesenen Sätze der Grund- 
gehälter für die Besoldungsordnungen A und B — 
ausgenommen die Besoldungsgruppen B 8 und höher 
(insoweit vgl. § 2 Abs. 1 Nr. 1 dieses Gesetzent- 
wurfs) — des Bundesbesoldungsgesetzes gelten nach 
§ 54 des Bundesbesoldungsgesetzes auch für den 
Bereich der Länder. 


Zu §2 

Die volle Erstreckung der Erhöhung der Grundge- 
haltssätze (Gehaltssätze) auf den Geltungsbereich 
des § 49 des Bundesbesoldungsgesetzes macht einige 
den § 1 ergänzende Vorschriften notwendig: Einige 
Regelungen über Grundgehaltssätze (Gehaltssätze) 
sind nach dem 1. BesVNG in Landesgesetzen be- 
stehengeblieben. Diese werden um den gleichen 
Vomhundertsatz angehoben, wie er der Anlage 1 
des Gesetzentwurfes zugrunde liegt (Absatz 1). 
Um diesen Vomhundertsatz werden auch besondere 
Grundgehaltssätze (Gehaltssätze) erhöht, wie sie 
etwa für Polizeivollzugsbeamte der Länder in Fuß- 
noten zu der Besoldungsgruppe A 5 festgelegt sind. 
Rahmensätze, Höchstbeträge und Mittelbeträge oder 
entsprechende Begrenzungen in Regelungen für den 
Kommunalbereich u. ä. werden ebenfalls erhöht 
(Absatz 3). In Absatz 4 werden die Berechnungs- und 
Abrundgrundsätze für die in den Absätzen 1 bis 3 
getroffenen Regelungen festgelegt. 


Zu § 3 

Für die Richter und — bis zur Ersetzung der vom 
Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vom 
15. November 1971 als Verstoß gegen Bundesrecht 
angesehenen, aber nicht für nichtig erklärten Vor- 
schriften — Staatsanwälte sollen die Gehaltssätze 
einschließlich ruhegehaltsfähiger Zulagen entspre- 
chend den Regelungen in § 2 erhöht werden. 

Die ruhegehaltsfähigen Zulagen müssen in diesem 
Sonderfalle einbezogen werden, weil sie im wesent- 
lichen für Ämter bestimmt sind, die in anderen 
Ländern höheren Besoldungsgruppen zugewiesen 
sind (z. B. Oberlandesgerichtspräsident und Landge- 
richtspräsident). 
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Zu §4 

Die Vorschrift enthält die Anpassung der Versor- 
gungsbezüge entsprechend den Regelungen in den 
§§ 1 bis 3 des Gesetzentwurfes. In Absatz 5 ist we- 
gen der notwendigen Teilnahme der dort genannten 
Versorgungsempfänger an der in der neuen Orts- 
zuschlagstabelle nach § 5 Abs. 1 des Gesetzentwur- 
fes enthaltenen Sockelerhöhung ein entsprechend 
höherer Vomhundertsatz der Erhöhung der Ver- 
sorgungsbezüge vorgesehen. 

Zu §5 

Die in der Anlage II des Bundesbesoldungsgesetzes 
enthaltenen Sätze des Ortszuschlages sollen — für 
die Ortsklasse A ausgehend von der in Art. I § 4 
Abs. 1 des 1. BesVNG getroffenen Halbierung der 
Differenzbeträge zur Ortsklasse S — ab 1. Januar 
1972 um vier v. H. und um einen einheitlichen 
Sockelbetrag von 30 DM erhöht werden. Die hier- 
nach maßgebenden neuen Sätze des Ortszuschlages 
ergeben sich aus der Anlage 2 des Gesetzentwurfes. 
Nach § 54 des Bundesbesoldungsgesetzes gelten 
die Sätze auch für den Bereich der Länder. Die An- 
wendung auf Versorgungsempfänger ergibt sich aus 
§ 156 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes oder dem 
entsprechenden Länderrecht. 

Zu §6 

Die Sätze der Auslandszulage (Anlage III des Bun- 
desbesoldungsgesetzes) sind zuletzt ab 1. Januar 
1970 durch Artikel 1 § 2 des Siebenten Gesetzes zur 
Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes vom 
15. April 1970 (BGBl. I S. 339) erhöht worden. Sie 
sollen jetzt entsprechend der allgemeinen Erhöhung 
der Grundgehaltssätze und des Ortszuschlages eben- 
falls um 4 v.H. erhöht werden. Zusätzlich ist in die 
Sätze der Auslandszulage ein für alle Besoldungs- 
gruppen und Zonen gleicher Sockelbetrag von 
30 DM einbezogen worden. Dieser entspricht dem 
Sockelbetrag des Ortszuschlages (vgl. zu § 5) f den 
die Auslandsbeamten nicht erhalten (§ 24 Abs. 1 
BBesG). 

Zu §7 

Im Zuge der parlamentarischen Beratungen des 
1. BesVNG ist im Zusammenhang mit den Beschlüs- 
sen über den Abbau der Ortsklassenunterschiede der 
Wegfall des örtlichen Sonderzuschlages in Hamburg 
grundsätzlich beschlossen worden. Es wurde die Er- 
wartung ausgesprochen, den Wegfall bei der 


nächsten Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 
vorzunehmen. 

Dementsprechend sehen die Absätze 1 und 2 des 
Gesetzentwurfes vor, daß der örtliche Sonderzu- 
schlag für Hamburg in modifizierter Form bis zum 
31. Dezember 1974 übergangsweise weitergewährt 
wird. Für den stufenweisen Abbau ab 1975 enthält 
Absatz 3 eine Verordnungsermächtigung. 

Zu §8 

Berlin-Klausel 

Zu §9 

Inkrafttreten 


III. Kosten 

Der Gesetzentwurf bringt Mehrausgaben für die öf- 
fentlichen Haushalte wie folgt mit sich, wobei die 
sich aus entsprechenden Tarifverträgen für die An- 
gestellten und Arbeiter des öffentlichen Dienstes 
ergebenden Mehrkosten nicht berücksichtigt sind: 

1. Bundeshaushalt 1972 

1.1 Obergruppe 42 405,7 Millionen DM 

1.2 Obergruppe 43 294,7 Millionen DM 

Die vorgenannten Kosten werden für jedes der von 
dem geltenden Finanzplan des Bundes erfaßten Rech- 
nungsjahre in etwa gleicher Größenordnung anfal- 
len. Der Finanzplan ist bei der Fortschreibung für 
1973 ff. entsprechend anzupassen. 

2. Auswirkungen auf andere öffentliche Haushalte 
für 1972 (z. T. geschätzt) 



Be- 

Ver- 


soldung 

sorgung 


Millionen DM 

2.1 Bundesbahn 

245,7 

170,0 

2.2 Bundespost 

301,6 

109,1 

2.3 Länder und Stadtstaaten 

998,8 

333,2 

2.4 Gemeinden und 

Gemeindeverbände .... 

186,8 

99,0 

2.5 Sonstige Sozialversiche- 

rungsträger usw 

43,5 

24,9 


Die Maßnahmen des Gesetzentwurfes dürften auf 
die Einzelpreise und auf das Preisniveau im allge- 
meinen keine Auswirkung von Bedeutung haben. 
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Anlage B 


Stellungnahme des Bundesrates 


In § 2 Abs. 1 Nr. 3 erhält der letzte Satzteil nach dem I 
Wort „Erhöhung“ folgende Fassung: 

„bezüglich des Betrages, der über der zugrunde 
liegenden Besoldungsgruppe liegt, nicht teil." 

Begründung 

Nach den Vorschriften des 1. BesVNG (Artikel II 
§ 17) sind Zwischenbesoldungsgruppen mit genera- 
lisierender Kennzeichnung zur Zeit noch rechtlich 
zulässig. Sie sind im 1. BesVNG den Ämtern mit 
Zulagen in generalisierender Form gleichgestellt. 
Diese Gleichbehandlung muß auch bei der linearen 
Erhöhung der Dienstbezüge auf den 1. Januar 1972 


fortgesetzt werden. Es ist kein sachlich einleuchten- 
der Grund erkennbar, diese beiden Gruppen von 
Ämtern bei der allgemeinen Besoldungserhöhung 
unterschiedlich zu behandeln. 

Selbst Ausgleichszulagen können nach dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts vom 15. November 
1971 — 2 BvF 1/70 — nur bei veränderter Ämter- 
bewertung, auf Grund einer strukturellen Besol- 
dungsverbesserung, einer besoldungsrechtlichen 
Vorschrift über aufsteigende Gehälter oder einer Be- 
förderung aufgezehrt werden. Um so weniger kön- 
nen Beamte, die ihre Bezüge in der jetzigen Höhe 
noch zu Recht erhalten, von einer linearen Erhöhung 
ganz ausgeschlossen werden. 
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Anlage C 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor- 
schlag grundsätzlich zu. 

Wegen Besonderheiten der Zwischenbesoldungs- 
gruppen, auf die sich der Änderungsvorschlag er- 
streckt, ist es allerdings notwendig, im weiteren Ver- 
laufe des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, ob 
gleichzeitig eine Ergänzung zu § 2 Abs. 4 des Gesetz- 
entwurfes erforderlich ist. 
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